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GESETZ ZUR ÄNDERUNG DES GRUNDGE-
SETZES (ARTIKEL 72, 105 UND 125B)

In zweiter und dritter Lesung beschließen wir eine Änderung 
des Grundgesetzes, um dem Bund ausdrücklich die konkur-
rierende Gesetzgebungskompetenz für die Grundsteuer zu 
übertragen. Um den Ländern die Befugnis zu umfassenden ab-
weichenden landesrechtlichen Regelungen zu gewähren, wird 
den Ländern für die Grundsteuer das Recht zu abweichenden 
Regelungen nach Artikel 72 Absatz 3 GG durch eine Öffnungs-
klausel eingeräumt.

GESETZ ZUR ÄNDERUNG DES NEUNTEN 
UND DES ZWÖLFTEN BUCHES SOZIALGE-
SETZBUCH UND ANDERER RECHTSVOR-
SCHRIFTEN

Wir beseitigen Fehler und Unklarheiten des Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG) in zweiter und dritter Lesung. Betroffen sind 
insbesondere Regelungen im Eingliederungshilferecht (SGB 
IX) sowie in der Sozialhilfe (SGB XII), die durch das BTHG ein-
geführt oder geändert worden sind und am 1. Januar 2020 in 
Kraft treten. Darüber hinaus sollen Empfehlungen einer Ar-
beitsgruppe des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
umgesetzt werden.

GESETZ ZUR REFORM DES GRUNDSTEUER- 
UND BEWERTUNGSRECHTS (GRUNDSTEU-
ER-REFORMGESETZ)

Wir beschließen eine Reform des Grundsteuer- und Bewer-
tungsrechts nach den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts in zweiter und dritter Lesung. Die Grundsteuer wird als 
verlässliche Einnahmequelle der Kommunen erhalten, deren 
Erhebung gleichzeitig weitgehend automatisiert wird. So füh-
ren wir ein zukunftsfähiges, einfach, transparent und nachvoll-
ziehbar ausgestaltetes Verwaltungsverfahren für die Bürger, 
Wirtschaft und Verwaltung ein.

eine ungemein spannende und arbeitsintensive Woche liegt 
hinter uns. Wir haben am Donnerstag im Haushaltsausschuss 
„meinen“ Einzelplan, für den ich als Hauptberichterstatter zu-
ständig bin, durchgearbeitet. Wie immer war der Minister zu 
Gast, um uns zu den einzelnen Programmtiteln und -ausgaben  
in seinem Ministerium Rede und Antwort zu stehen und sei-
ne Wünsche für das Haushaltsjahr 2020 zu äußern, über die 
meine Ausschusskollegen und ich dann zu entscheiden haben. 
Als selbstbewusster Parlamentarier nehme ich aber nicht nur 
Wünsche entgegen, sondern gestalte auch aktiv selbst. So 
habe ich mit meinem Mitberichterstatter von der SPD in dieser 
ersten Beratung bereits einige Anträge auf den Weg gebracht. 
Unter anderem haben wir sichergestellt, dass der Ansatz für 
das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM), nicht 
absinkt. Außerdem haben wir unnötige Geldausgaben im Be-
reich der europäischen Zusammenarbeit zum Ausbau Erneuer-
barer Energien vermieden und stattdessen zur Stärkung struk-
turschwacher Regionen in Deutschland eingesetzt. Weitere 
Änderungen werden dann noch in der Bereinigungssitzung 
Mitte November von uns eingebracht werden. Ich kann aber 
sagen, dass ich mit dem Ausgang der ersten Runde diese Wo-
che schon einmal sehr zufrieden bin.

Außerdem wurde ich diese Woche von einem jungen Mann 
aus meiner Heimat Völkersen begleitet. Niklas Speck war für 
eine Woche als Praktikant an meiner Seite in Berlin unterwegs 
und konnte in meinem Büro einmal Einblicke in die Arbeit im 
Deutschen Bundestag sammeln. Niklas ist 15 Jahre alt und geht 
zur Zeit in die 10. Klasse der Oberschule am Goldbach in Lang-
wedel. Er engagiert sich dort als Schülersprecher, im Schulvor-

stand und als Vertreter der Schule in der Gemeinde Langwedel.
Dafür hat er meinen größten Respekt. Ich finde es toll, wenn 
sich junge Leute engagieren, sei es in der Politik oder auch in 
Vereinen. Bei mir war es damals das Freibad in Langwedel, was 
mich zur Politik gebracht hat, bei anderen sind es andere The-
men - Hauptsache, man engagiert sich.

Ein Thema, bei dem es momentan vor allem bei uns in Nieder-
sachsen des Engagements bedarf, ist die Landwirtschaft. Ich 
kann den momentan vorherrschenden Unmut bei vielen Land-
wirten bezüglich Düngemittelverordnung, vor allem in Hin-
blick auf die Nitratbelastung, sehr gut nachvollziehen. Auch 
ich verstehe nicht, warum das Landwirtschaftsministerium un-
ter Julia Klöckner hier so agiert. Positive Werte des Nitratbe-
richts finden keine Beachtung, so dass die positive Arbeit gera-
de seitens der Landwirtschaft in keiner Weise anerkannt wird. 
Ich habe diesbezüglich bereits Gespräche mit Albert Schulte 
to Brinke und unserem Fraktionsvorsitzenden Ralph Brinkhaus 
geführt. Außerdem plane ich gerade eine Informationsveran-
staltung mit dem agrarpolitischen Sprecher unserer Fraktion 
im Deutschen Bundestag, Albert Stegemann. Ich versichere 
euch, alles zu tun, um der aktuellen Richtung des Bundesum-
welt- und Landwirtschaftsministeriums entgegen zu wirken.

Herzliche Grüße
Ihr/Euer

18.10.2019

BÜRO BERLIN 
Platz der Republik 1  I  11011 Berlin   I   Tel.: 030 - 22 77 13 24 
andreas.mattfeldt@bundestag.de  I  www.andreas-mattfeldt.de

Redaktion: Marlen Homeyer

AKTUELLES AUS DEM WAHLKREIS

BERLIN-BESUCH VON DER DLRG LILI-
ENTHAL 

Gestern habe ich die Zeit zwischen den Haushaltsbe-
ratungen noch schnell genutzt, um eine Gruppe der 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e.V., die aus 
Lilienthal für einen Besuch nach Berlin gekommen war, 
durch die Räumlichkeiten des Deutschen Bundestages 
zu führen. Trotz laufender Plenardebatten konnte die 
Gruppe hier und da einen Blick auf das eine oder ande-
re bekannte Gesicht erhaschen. Im Besprechungssaal 
des Fraktionsvorstandes hatten wir dann noch einige 
Minuten Zeit, um über meine Arbeit als Politiker im 
Bundestag und die Bundespolitik im Allgemeinen zu 
schnacken. 

Es hat mich besonders gefreut, die DLRG-Gruppe zu 
führen, da ich selbst Mitglied der DLRG bin und es 
großartig finde, was hier geleistet wird. Wir brauchen 
Ehrenamtliche, die sich auch in ihrer Freizeit zum Woh-
le anderer engagieren und damit tolle Arbeit leisten. 
Dafür an dieser Stelle auch wieder einmal ein großes 
Dankeschön an alle Ehrenamtlichen!

THEMEN DER WOCHE

DIE FOTOS DER WOCHE 

Am Montag hatte ich ein Gespräch mit dem Koordinator Raum-
fahrt Deutschland von Airbus Defence and Space – Andreas 
Hammer – um über aktuelle Raumfahrtthemen zu sprechen. 
Eines der wichtigsten aktuellen Themen ist die ESA-Minister-
ratskonferenz Ende November, auf der die ESA-Mitgliedsstaa-
ten die Weichen für die zukünftigen Prioritäten der ESA für 
die nächsten drei Jahre und darüber hinaus setzen werden. Es 
geht es unter anderem um die Frage, wie lange wir die Interna-
tionale Raumstation (ISS) noch fortführen wollen und welches 
Projekt wir danach anstoßen werden. 

Eines der wichtigen Themen ist für mich die Asteroidenabwehr, 
die hoffentlich auf der ESA-Ministerratskonferenz beschlossen 
wird. Der über Norddeutschland verglühte Asteroid, der wohl 
eine Größe von etwa einem Meter hatte, hat uns noch einmal 
deutlich vor Augen geführt, wie wichtig eine solche Mission 
ist. Dieses Ereignis zeigt uns, dass Filme wie ‚Armageddon‘ 
oder ‚Deep Impact‘ schon lange keine Science-Fiction mehr 
sind. In den vergangenen 20 Jahren wurden weltweit über 550 
Meteoriteneinschläge gezählt. Es ist nur eine Frage der Zeit, 
bis wir dieser realen Gefahr ins Auge blicken müssen. Wir wis-
sen nie, wann es uns treffen wird. Ich bin fest davon überzeugt, 
dass uns künftige Generationen noch für diese Missionen dan-
ken werden, wenn die Technik – die hier erforscht werden soll 
– tatsächlich zum Einsatz kommen wird. Denn der Einschlag 
noch größerer Asteroiden ist – wie wir alle wissen – nur eine 
Frage der Zeit.

ESA-MINISTERRATSKONFERENZ

Liebe Freunde,

BERLIN AKTUELL

Verden-Osterholz

GESETZ ZUR STÄRKUNG DES WOHNGEL-
DES (WOHNGELDSTÄRKUNGSGESETZ)

Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung eine Reform um 
das Leistungsniveau und die Reichweite des Wohngeldes zu 
stärken. Insbesondere folgende Leistungsverbesserungen sind 
vorgesehen: eine Erhöhung der Wohngeldleistung zum 1. Ja-
nuar 2020, die Einführung einer neuen Mietenstufe VII sowie 
eine regional gestaffelte Anhebung der Miethöchstbeträge. 
Des Weiteren wird eine Dynamisierung des Wohngeldes einge-
führt, wodurch das Wohngeld künftig alle zwei Jahre an die Be-
standsmieten- und Einkommensentwicklung angepasst wird. 
Dadurch bleibt die Leistungsfähigkeit des Wohngeldes erhal-
ten. Von der Wohngeldreform werden rund 660.000 Haushalte 
profitieren, insbesondere Familien und Rentnerhaushalte.

WIEDER MEHR ALS 70% DER ERWERBSTÄ-
TIGEN IN NORMALARBEITSVERHÄLTNIS-
SEN

70,3 % der Kernerwerbstätigen in Deutschland waren 2018 in 
einem Normalarbeitsverhältnis angestellt, also sozialversiche-
rungspflichtig, unbefristet mit mindestens 21 Wochenstunden 
und nicht in Zeitarbeit tätig. Der Anteil der Beschäftigten in 
einem solchen Normalarbeitsverhältnis liegt damit erstmals 
seit 2002 wieder über der Marke von 70 %. In den Jahren zuvor 
war der Anteil rückläufig mit einem Tiefstand von 65,4 % im 
Jahr 2007.

DRITTES GESETZ ZUR ENTLASTUNG INS-
BESONDERE DER MITTELSTÄNDISCHEN 
WIRTSCHAFT VON BÜROKRATIE (DRITTES 
BÜROKRATIEENTLASTUNGSGESETZ)

Wir beraten das Bürokratieentlastungsgesetz III in erster Le-
sung, um damit eine Reihe von Maßnahmen zur Entlastung 
der Wirtschaft, Bürger und Verwaltung. im Umfang von rund 
1,1 Milliarden Euro pro Jahr auf den Weg zu bringen. Darun-
ter sind drei Kernmaßnahmen: Erstens die Einführung einer 
elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung; zweitens 
eine Erleichterung für die Archivierung von elektronisch ge-
speicherten Steuerunterlagen sowie drittens die Einführung 
einer Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungs-
gewerbe. Mit letzterem kann insbesondere für Bürger das Aus-
füllen eines Hotelmeldescheins bei Ankunft wegfallen.

MIT JÖRG PLASS, MEINEM PRAKTIKANTEN NIKLAS SPECK UND RAUM-
FAHRT-KOORDINATOR ANDREAS HAMMER 

GESETZ ZUR ÄNDERUNG DES GRUND-
STEUERGESETZES ZUR MOBILISIERUNG 
VON BAUREIFEN GRUNDSTÜCKEN FÜR 
DIE BEBAUUNG

Wir schaffen für Gemeinden die Möglichkeit eines erhöhten, 
einheitlichen Hebesatzes auf baureife Grundstücke in zweiter 
und dritter Lesung. Sie erhalten damit die Möglichkeit, über 
die Grundsteuer einen finanziellen Anreiz zu schaffen, die bau-
reifen Grundstücke einer sachgerechten und sinnvollen Nut-
zung durch Bebauung zuzuführen und so eine rein finanzielle 
Nutzung der Grundstücke als Spekulationsobjekte verringert 
werden.

GESETZ FÜR DEN SCHUTZ VOR MASERN 
UND ZUR STÄRKUNG DER IMPFPRÄVENTI-
ON (MASERNSCHUTZGESETZ)

Wir beraten ein Masernschutzgesetz in erster Lesung, mit 
dem wir die Impfquoten erhöhen wollen. Personen oder de-
ren Erziehungsberechtigte, die in bestimmten Einrichtungen 
(Kita, Schule, Krankenhäuser) betreut werden oder arbeiten, 
sollen verpflichtet werden, einen ausreichenden Impfschutz 
oder eine Immunität nachzuweisen. Darüber hinaus sollen zu-
künftig Ärzte sämtlicher Facharztgruppen Schutzimpfungen 
durchführen können.

WIRTSCHAFTSBEIRAT ACHIM ZU 
GAST IN BERLIN

Am Mittwoch habe ich die Mitglieder des Wirtschafts-
beirats Achim im Bundestag empfangen. Im Gespräch 
haben wir unter anderem über die aktuell stattfinden-
den Haushaltsberatungen gesprochen, aber auch über  
wirtschaftsrelevante Themen im Landkreis Verden, al-
len voran die geplante Autobahnanschlussstelle Achim 
West. Leider kommt das Projekt nicht so voran, wie ich 
mir das vorstelle. Der Gesehen-Vermerk – der einen 
Teil der Finanzierung durch den Bund sicherstellt – ist 
bereits von 2013. Umso wichtiger ist es nun, endlich 
weiter voran zu kommen und pragmatische und intelli-
gente Lösungen zu entwickeln, wie das Projekt endlich 
realisiert werden kann. Unsere Generation muss wie-
der mehr Mut haben, in zukunftsweisende Infrastruk-
turprojekte wie Achim-West zu investieren.

Das gilt auch für andere Bereiche wie etwa die digitale 
Infrastruktur, wo wir massiv in Glasfaserinternet und 
den neuen 5G-Mobilfunkstandard investieren müssen. 
Nach dem Gespräch haben wir dann noch einem Rund-
gang durch die Gebäude des Bundestages inklusive 
Reichstag unternommen, der dann traditionell auf der 
Kuppel des Reichstages endete, von wo aus die Mit-
glieder des Wirtschaftsbeirates den Blick über die Bun-
deshauptstadt Berlin genießen konnten.

ALS PRAKTIKANT IM BUNDESTAG: NIKLAS SPECK

Moin, ich bin Niklas, 15 Jahre alt und komme aus Völkersen. 
Ich gehe zurzeit in die 10. Klasse der Oberschule am Goldbach 
in Langwedel und bin dort als Schülersprecher aktiv, dazu bin 
ich im Schulvorstand und vertrete die Schule in der Gemeinde 
Langwedel. Nebenbei spiele ich Fußball und bin seit zwei Jahren 
Schiedsrichter. Ich engagiere mich sehr für das Projekt „Schule 
ohne Rassismus-Schule mit Courage“, daher veranstaltet mei-
ne Schule mehrmals im Jahr Projekte. Ich finde die Möglichkeit 
ein Praktikum in Berlin zu absolvieren sehr toll und freue mich, 
weitere Eindrücke zu sammeln. Besonders gefiel mir bis jetzt 
der Petitionsausschuss und vor allem die lockere und freund-
liche Art hier im Büro. Zu meinen Aufgaben gehören die Post 
von Andreas abzuholen und sie zu sortieren sowie Andreas bei 
Sitzungen und Terminen zu begleiten. Außerdem nehme ich 
an einer Plenarsitzung teil. Ich hatte auch schon Treffen mit 
Ministern der CDU. Besonders beeindruckend finde ich die At-
mosphäre hier in Berlin und die Größe der Gebäude, wie dem 
Reichstag, in dem man sich schnell mal verlaufen kann. Der Job 
als Abgeordneter ist stressiger als ich dachte, denn Andreas 
muss oft von einem Termin direkt zum anderen. Die Kultur hier 
in Berlin ist eine ganz andere als bei uns im Norden und daher 
freue ich mich diese Erfahrung mitnehmen zu können.


